
Seit Juli 2013 verhandeln EU und USA über eine Han-
dels- und Investitionspartnerschaft, doch das Abkom-
men hinter den vier Buchstaben TTIP (Trans-Atlantic 
Trade and Investment Partnership) ist durchaus um-
stritten. Der Verhandlungsmodus wird als intranspa-
rent kritisiert. Neben dem Abbau von Zollschranken 
sollen auch gemeinsame Regulierungsstandards ver-
einbart werden – mit weitreichenden Folgen.

Freihandelsabkommen sind völkerrechtliche Verträge, 
die den Handel zwischen den beteiligten Staaten verein-
fachen und vergünstigen sollen. Das dadurch steigende 
Handelsvolumen soll das Wirtschaftswachstum ankur-
beln und somit Arbeitsplätze sichern und Wohlstand 
schaffen – zumindest theoretisch. 

Am Einfachsten lässt sich der Handel zwischen zwei oder 
mehreren Staaten erhöhen, indem Zölle gesenkt wer-
den. Der Wegfall von Zöllen wirkt sich kostensenkend 
aus, reduziert also den Preis für die EndverbraucherIn-
nen. Da die Belastung des transatlantischen Handels 
durch Zölle bereits sehr gering ist, spielt die Beseitigung 
sogenannter nichttarifärer Handelshemmnisse  in den 
Verhandlungen um das Freihandelsabkommen TTIP 
die Hauptrolle. Unter nichttarifären Handelshemmnis-
sen werden unterschiedliche Maßnahmen verstanden, 
wie etwa technische Regelwerke, Normen oder Zulas-
sungsverfahren, welche die Einfuhr von Gütern und 
Dienstleistungen aus dem Ausland beschränken oder 
zumindest erschweren. Möchte ein Hersteller bspw. ein 
Auto verkaufen, dass in der EU nach geltenden Sicher-
heitsnormen zugelassen ist, muss dieses in den USA ei-
nem weiteren Zulassungsverfahren unterzogen werden.  
Das verursacht Kosten, die den Preis des Produkts für 
den erhöhen: das Auto wird teurer.

Wirtschaftswachstum durch Freihandel –  
doch zu welchem Preis?
Unter nichttarifäre Handelshemmnisse fallen Stan-
dards in den verschiedensten Branchen und Bereichen, 
die dem Schutz von KonsumentInnen und BürgerIn-
nen dienen. So könnten europäische Vorschriften im 
Datenschutz, im Lebensmittelbereich, im Bereich der 

ArbeitnehmerInnenrechte, des Umwelt- und Verbrau-
cherschutzes durch TTIP untergraben werden. Von 
KritikerInnen des Abkommens häufig genannte Bei-
spiele sind genmanipulierte Lebensmittel oder zur Des-
infektion in Chlor getauchte Hühnchen. Diese könnten 
ungehindert und ohne Kennzeichnungspflicht in eu-
ropäischen Supermarktregalen landen. Angesichts der 
zentralen Rolle von Datenströmen für die Wirtschaft, 
z.B. für Cloud-Services, werden auch Datenschutzrege-
lungen in den Verhandlungen eine Rolle spielen müssen. 
Auch hier befürchten KritikerInnen eine Untergrabung 
europäischer Standards. Zwar werden derartige Beden-
ken regelmäßig von den Verhandlungsführenden der 
EU-Kommission zurückgewiesen, können aber kaum 
entkräftigt werden, ohne umfassenden Einblick in die 
Vertragstexte zu gewähren.

Intransparent und undemokratisch
Ein weiterer zentraler Kritikpunkt ist die Intransparenz 
der Verhandlungen – denn diese finden unter Aus-
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. Der Verhandlungsmodus ist intransparent und 
undemokratisch. Das Abkommen wird unter 
Ausschluss der Öffentlichkeit verhandelt. Zudem 
herrscht ein gravierendes Ungleichgewicht zwi-
schen den Möglichkeiten der Einflussnahme in-
dustrieller Lobbys und anderer Interessengruppen, 
wie etwa NGOs.

. TTIP könnte zur Schwächung europäischer Stan-
dards im Lebensmittelbereich, im Datenschutz, 
Umwelt- und Verbraucherschutz und in anderen 
Bereichen führen. Je stärker und ungebrochener 
der Einfluss industrieller Lobbys, desto eher sind 
Regelungen zu Gunsten wirtschaftlichen Profits 
und zu Ungunsten des Gemeinwohls zu erwarten.

. ISDS raus aus TTIP! Der „Mechanismus zur Bei-
legung von Investor-Staat-Streitigkeiten“ hat in ei-
nem Abkommen zwischen Staaten mit gesicherten 
Rechtssystemen nichts zu suchen.

TTIP – Die Hauptkritikpunkte
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schluss der Öffentlichkeit statt. Da Handelsabkommen 
von der EU-Kommission mit Mandat des Rates aus-
gehandelt und erst zum Schluss dem EU-Parlament 
zur Abstimmung vorgelegt werden, besteht nur eine 
minimale demokratische Kontrolle. Gerade durch die 
weitreichenden Folgen, die TTIP durch die Schaffung 
gemeinsamer Regulierungsstandards haben wird, müss-
ten die Betroffenen, also die Bürgerinnen und Bürger, 
viel stärker einbezogen werden. Die in regelmäßigen 
Abständen abgehaltenen Treffen mit NGOs und an-
deren zivilgesellschaftlichen Organisationen stehen in 
keinem Verhältnis zu den Einflussmöglichkeiten der 
industriellen Lobbyvertreter. Es ist also wahrscheinlich, 
dass sich profitorientierte Interessen zu Ungunsten des 
Gemeinwohles durchsetzen.

Besonders gravierende Folgen hätten jedoch die im 
Abkommen vorgesehenen Regelungen zum Investiti-
onsschutz, mit denen sich die Staaten quasi selbst ins 
Bein schießen würden. Mit Hilfe des „Mechanismus zur 
Beilegung von Investor-Staat-Streitigkeiten“ (Investor-
State Dispute Settlement, ISDS) könnten Staatsregie-
rungen von Unternehmen  verklagt werden, falls diese 
aufgrund neuer Regelungen in zukünftige Gewinnein-
bußen erwarteten.  Ein Beispiel: Staat A verschärft seine 
Umweltschutzgesetzgebung. Unternehmen B argumen-
tiert, dass diese Maßnahme seine Gewinne schmälert 

und verklagt die Regierung von Staat A daraufhin vor 
einem supranationalen Schiedsgericht. Da es keine Re-
geln zu möglichen Interessenskonflikten gibt, könnte 
ein Jurist als Richter über den Fall, der die Woche davor 
noch das Unternehmen B als Anwalt vertreten hat. Die 
Schadenssumme ist nach oben unbegrenzt. Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit werden damit untergraben. Ur-
sprünglich wurden die ISDS Regelungen entwickelt, um 
Unternehmen vor Enteignungen in Staaten mit korrup-
ten Gerichten zu schützen. Davon kann weder im Falle 
der USA noch der EU die Rede sein.

Gewinner und Verlierer
Vordergründig profitieren die BürgerInnen der an TTIP 
beteiligten Staaten in doppelter Hinsicht: erstens werden 
Importprodukte günstiger, zweitens steigt das Bruttoin-
landsprodukt (BIP) und damit die zentrale Messgröße 
für Wohlstand. Problematisch wird es auf den zweiten 
Blick. So sagt das BIP alleine noch nichts darüber aus, 
wie der Zuwachs an Wohlstand verteilt wird oder ob tat-
sächlich neue Arbeitsplätze geschaffen werden. Zudem 
könnten die oben thematisierten Nachteile des TTIP 
diese Vorteile locker überwiegen.

Weitere Verlierer werden am Abkommen unbetei-
ligte Staaten sein. Durch den zunehmenden Handel 
zwischen EU und USA werden weniger Produkte aus 
Asien, Afrika, Südamerika oder europäischen Ländern 
benötigt, die nicht zur EU gehören. Verlieren wird auch 
die Umwelt. Denn mehr Handel, mehr Produktion, 
mehr Transport bedeuten auch mehr Belastungen für 
die Umwelt. Die großen Gewinner sind vor Allem inter-
nationale Großkonzerne.

Globalisierung im Schatten der Überwachung. Ab-
schlusspublikation der 9. Co:llaboratory Initiative: 
www.collaboratory.de/w/Globalisierung_im_ 
Schatten_der_Ueberwachung

Blog mit aktuellen Artikeln und Videos zu TTIP: 
http://taftattipwatch.tumblr.com/

Freihandelsabkommen TTIP ein Videocast von 
Robert Misik: http://derstandard.at/1385170277441/
Freihandelsabkommen-TTIP---die-Praxis-der-Frei-
en-Machtwirtschaft

Mehr Informationen:

Worauf es ankommt!
Damit TTIP nicht nur den Interessen der Wirtschaft 
dient, ist es zentral dass folgende Punkte in den Ver-
handlungen durchgesetzt werden:

. Sämtliche Datenschutzrechte der EuropäerInnen 
müssen gewahrt werden.

. Die Vorhaben der EU-Kommission müssen der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden.

. Die hohen Gesundheits-, Sicherheits- und Um-
weltschutzstandards für KonsumentInnen und 
ArbeitnehmerInnen müssen erhalten bleiben.

. Die USA müssen international verbindliche Min-
destarbeitsnormen einhalten, um Lohnwettbe-
werb und die Verschlechterung der Arbeitsbedin-
gungen zu verhindern.

. Es muss verhindert werden, dass das Abkom-
men einen sogenannten Investor-Staat-Streit-
beilegungsmechanismus enthält: Dies würde es 
US-InvestorInnen in der EU ermöglichen, gegen 
politische Maßnahmen im öffentlichen Interesse 
von EU-Mitgliedstaaten direkt vor internationalen 
Schiedsgerichten zu klagen, wenn sie ihre Profite 
dadurch geschmälert sehen.

www.facebook.com/jahodabauerinstitut

www.twitter.com/JahodaBauer

http://www.collaboratory.de/w/Globalisierung_im_Schatten_der_Ueberwachung
http://derstandard.at/1385170277441/Freihandelsabkommen-TTIP---die-Praxis-der-Freien-Machtwirtschaft



